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Steigende Preise werden zur Belastung –  
weitere Entlastungen nötig

Heizen, Strom, Lebensmittel – die Preise sind 
merklich gestiegen. Bereits beschlossene Entlas-
tungen wie z. B. die Einmalzahlung i. H. v. 200 
Euro für Empfänger*innen existenzsichernder 
Leistungen oder die Energiepreispauschale sollen 
die sozialen Nachteile abfedern. Insbesondere 
für einkommensschwache Menschen müssen 
jedoch weitere Maßnahmen folgen. Notwendig 
erscheint bspw. eine deutliche Erhöhung der 
Regelsätze. Hiervon würden auch Menschen 
mit Behinderung profitieren, wenn sie auf 
existenzsichernde Leistungen angewiesen sind.

Es kündigen sich aber auch spezifische Probleme 
bei den Kosten der Unterkunft und Heizung in 
besonderen Wohnformen an. Die Regelung zur 
Angemessenheit stellt auf einen vergangenen 
Zeitraum ab (§ 45a SGB XII) – aktuelle Preis-
steigerungen bleiben dabei unberücksichtigt. 
Das kann zum Problem werden, wenn durch 
gestiegene Energie- und Heizkosten die 125 % 
Grenze nach § 42a Abs. 5 SGB XII überschritten 
wird. In der Folge wären Verhandlungen  
nach § 113 Abs. 5 SGB IX nötig. Sachgerechter 
wäre eine Lösung im SGB XII, z. B. in dem  
die anfallenden Kosten als angemessen  
anerkannt werden.
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  ab dieser Ausgabe heißen wir Hanna Barkhoff als neues Redaktionsmitglied herzlich willkommen.  

Wir freuen uns auf eine gute Zusammenarbeit!  
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